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n Erklärung des Bundessprecherra-
tes der Linksparteiströmung »Sozia-
listische Linke«:
Der Bundessprecherrat der Sozialisti-
schen Linken ruft alle Genossinnen 
und Genossen auf, die öffentliche und 
schädliche Auseinandersetzung um die 
inakzeptablen Vorfälle am 10. Novem-
ber vor Gregors Büro im Jakob-Kaiser-
Haus zu beenden. Die Genossinnen 
Groth, Hänsel und Höger haben sich 
bei Gregor persönlich und der Frakti-
on entschuldigt und diese am 11. No-
vember öffentlich gemacht. Die Ent-
schuldigung wurde angenommen und 
bekräftigt mit einem fast einstimmig 
gefassten Fraktionsbeschluss, den wir 
unterstützen. Damit sollte diese Dis-
kussion beendet sein. (…) Denunzia-
tionen, Unterstellungen und Rücktritts-
forderungen an gewählte Genossinnen 
gehören nicht zu den Formen, wie wir 
in der Linken miteinander umgehen.

 
n »In unserem Namen soll Unrecht 
immer beim Namen genannt werden 
können« – Beschluss des Länder-
rats der Antikapitalistischen Linken 
(AKL):
Der AKL-Länderrat erklärt seine Soli-
darität mit Inge Höger, Annette Groth, 
Claudia Haydt und Heike Hänsel an-

gesichts der gegen sie gerichteten Er-
klärung »Nicht in unserem Namen«, 
die von dem Bundesgeschäftsführer 
Matthias Höhn und anderen Funktio-
närinnen und Funktionären der Partei 
Die Linke unterzeichnet wurde.

Hier wird ein bedauernswerter Zwi-
schenfall aufgebauscht, verallgemei-
nert und instrumentalisiert. Das hat 
eine schädliche Wirkung auf die inner-
parteiliche Diskussionskultur. Keine 
der Äußerungen der beiden jüdischen 
Journalisten in dem Fachgespräch im 
Bundestag haben einen antisemiti-
schen Charakter. Unabhängig davon, 
was man von einzelnen Äußerungen 
hält, können unsere Genossinnen dafür 
nicht verantwortlich gemacht werden 
(wir machen Stefan Liebich auch nicht 
für die Aussagen anderer Mitglieder 
der Atlantik-Brücke verantwortlich).

Inge, Annette, Heike und Claudia 
wird vorgeworfen, dass ihre Kritik an 
der Politik der israelischen Regierung 
einer »Schürung obsessiven Hasses auf 
und Dämonisierung von Israel« gleich-
kommt, welche »antisemitische Argu-
mentationsmuster und eine Relativie-
rung des Holocausts und der deutschen 
Verantwortung für die millionenfache 
Vernichtung der europäischen Jüdin-
nen und Juden befördern«. Wir wehren 

uns ausdrücklich gegen den Versuch, 
Kritik an der Politik der israelischen 
Regierung mit Antisemitismus gleich-
zusetzen und Kritiker zu diffamieren 
und auszugrenzen. (…)

Die in dem Aufruf »Nicht in unse-
rem Namen« deutlich enthaltene For-
derung, dass unsere Genossinnen ihre 
Mandate niederlegen sollen, weisen 
wir entschieden zurück. Diejenigen, 
die solche Forderungen aufstellen, 
sollten sich der Tragweite ihrer Aussa-
ge bewusst sein: Es gibt in den Kreis- 
und Landesverbänden, in allen Vor-
ständen bis zum geschäftsführenden 
Parteivorstand sehr viele Genossinnen 
und Genossen, die die grundlegende 
Haltung von Inge, Heike, Annette und 
Claudia zur Israel-Palästina-Frage tei-
len. All diesen Genossen das Recht 
abzusprechen, die Partei zu vertreten, 
kommt einem Aufruf zur Ausgrenzung 
gleich. Wir fordern den Parteivorstand 
auf, sich eindeutig gegen solche Aus-
grenzungsversuche zu positionieren.

Die Linke ist angetreten, die Inter-
essen der abhängig Beschäftigten und 
Benachteiligten zu vertreten und kon-
sequent gegen Krieg und Unterdrük-
kung zu kämpfen. Dafür ist es notwen-
dig, Unrecht immer beim Namen zu 
nennen.

n Abgeschrieben

Am Donnerstag hat der 
Bundestag das Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz  

(BAföG)geändert. Die Bundes-
regierung feiert dies als großen 
Erfolg auf dem Weg zu mehr Bil-
dungsgerechtigkeit. Warum sind 
Sie weniger begeistert?

Klar, mit dem Reförmchen ist es besser 
als ohne. Aber es ist nur ein Pflaster 
auf der Wunde, die die Politik in den 
vergangenen Jahren aufgerissen hat. Mit 
der Lebensrealität der Studierenden hat 
das nichts zu tun. Ein Beispiel: Nach 
dem neuen Gesetz soll die Wohnpau-
schale auf 250 Euro erhöht werden. 
Nach Erhebungen des Deutschen Stu-
dierendenwerks ist aber bekannt, dass 
Studierende durchschnittlich 298 Euro 
Miete monatlich zahlen. Auch die als 
Errungenschaft gefeierte Anhebung der 
Bedarfssätze um sieben Prozent wird 
durch gestiegene Lebenshaltungskosten 
aufgefressen. Der BAföG-Höchstsatz 
wird nur von 670 Euro auf 735 Euro 
angehoben. All dies soll außerdem erst 
2016 umgesetzt werden. Bis dahin ist 
die vermeintliche Erhöhung de facto 
eine Kürzung.

Wie können Studierende derzeit 
mit dem BAföG über die Runden 
kommen?

Die meisten Studierenden müssen ne-
benher jobben und können sich dem-
zufolge weniger auf ihr Studium kon-
zentrieren. Ob Studierende mit der 
Mietzahlung auskommen, hängt damit 
zusammen, wo sie wohnen. In Mün-
chen sind die Wohnkosten beispielswei-
se höher als in Frankfurt an der Oder. 
Deshalb sollte darüber nachgedacht 
werden, die Höhe der Mietpauschale an 
den Wohnort zu koppeln. Solche Über-
legungen sind leider bei den politischen 
Entscheidungen außen vor geblieben.

Hatten studentische Organisati-
onen überhaupt ein Mitsprache-
recht vor der Verabschiedung des 
Gesetzes?

Der Gesetzentwurf kam überraschend; 
im Vorfeld wurden wir nicht einbezo-
gen. Nach der ersten Lesung durften 
wir uns im zuständigen Ausschuss im 
Bundestag äußern. Dort haben wir Vor-
schläge gemacht, die keine großen Ko-
sten verursacht hätten, aber trotzdem für 
Studierende eine Verbesserung darstel-
len, zum Beispiel die Abschaffung sämt-
licher Leistungsnachweise. Durch einen 
erheblichen bürokratischen Aufwand 
verursacht dies sogar Kosten. Doch da-
mit konnten wir uns nicht durchsetzen.

Worum geht es dabei?
Um die Förderung zu erhalten, muss ein 
gewisser Studienfortschritt nachgewie-
sen werden. Wenn das nicht passiert, 
können Studierende ihren Anspruch auf 
Förderung verlieren. Gerade jene, die 
nebenher arbeiten müssen, sind somit 
gefährdet. Der Verlust der Förderung ist 
für viele ein großes Problem und oft mit 
Existenzangst verbunden.

Hatten sich die Studierenden im 
Vorfeld genügend für ihre eigenen 

Interessen eingesetzt?
Der fzs hatte sich stark gemacht, eben-
so wie gewerkschaftliche Gruppen. Die 
große Koalition hat sich aber zwei Ziele 
gesetzt: Eine schwarze Null im Haushalt 
und keine Steuererhöhungen. Die Re-
form des BAföG durfte also kaum etwas 
kosten. Warum jedoch selbst jene Vor-
schläge zu Verbesserungsmöglichkeiten 
abgeschmettert wurden, die nichts oder 
wenig kosten, ist mir ein Rätsel.

Für Sie ist das Thema noch nicht 
vom Tisch?

Wir wollen uns in den nächsten Jahren 
Gedanken machen, was geändert werden 
muss. Vorrangig ist unsere Forderung, 
BAföG altersunabhängig zu zahlen. 
Selbst konservative Parteien schreiben 
sich inzwischen das Ziel des lebenslan-
gen Lernens auf die Fahne. Wenn sie 
dies fördern wollen, müssen sie aber 
auch die Bedingungen dafür schaffen. 
Außerdem muss das BAföG unabhängig 
von der Herkunft ausgezahlt werden. Es 
darf für Menschen, die keine deutsche 
Staatsangehörigkeit haben, keine Son-
dergesetze geben.

Des weiteren fordern wir, dass das 
BAföG unabhängig vom Einkommen 
der Eltern wird. Diese knüpfen an ih-
re Unterstützung oft Bedingungen nach 
dem Motto: »Du sollst nicht Theater-
wissenschaft studieren, sondern lieber 
Betriebswirtschaftslehre.« Menschen 
sollten ihren Lebensweg unabhängig 
planen können. Und es ist als Vollzu-
schuss auszuzahlen – nicht wie derzeit 
zur Hälfte als Darlehen. Denn Angst vor 
Verschuldung ist eines der wichtigsten 
Kriterien, warum sich Menschen gegen 
ein Studium entscheiden. Als die Stu-
dienförderung 1971 unter der Regierung 
Willy Brandts eingeführt wurde, war sie 
als Vollzuschuss konzipiert.

 Interview: Gitta Düperthal

»Studierende, die arbeiten 
müssen, sind gefährdet«

Die ukrainische Regierung 
zieht Konsequenzen dar-
aus, dass ihre Armee das 

Donbass nicht zurückerobern konn-
te und dazu wohl bis auf weiteres 
auch nicht imstande sein wird. Jetzt 
dreht sie der aufständischen Regi-
on den Geldhahn ab. Am Samstag 
hat Präsident Petro Poroschenko 
angeordnet, innerhalb einer Woche 
sämtliche staatlichen Institutionen 
in den Aufstandsgebieten zu schlie-
ßen. Das betrifft die in Donezk und 
Lugansk sitzenden Gerichte ebenso 
wie die Schulen, die angesehene 
Technische Hochschule, Brotfa-
briken und Krankenhäuser. Auch 
haben die ukrainischen Banken auf 
Anordnung aus Kiew aufgehört, die 
Konten ihrer Kunden im Donbass 
zu führen. Etwa eine Million Rent-
ner sollen nun innerhalb von 20 Ta-
gen im Kiewer Machtbereich neue 
Konten anlegen, wenn sie weiter 
ihre bescheidenen Pensionen bezie-
hen wollen. Das ist völlig unreali-
stisch und soll es auch sein. Denn 
gegenüber der Donbass-Bevölke-
rung hat Kiew die alte Parole der 
Nationalisten aus den frühen 1990er 
Jahren reaktiviert: »Koffer-Bahnhof-
Russland«, oder für den deutschen 
Sprachgebrauch verständlicher: 
»Geht doch nach drüben.«

Das ist politisch konsequent, weil 
es die Teilung des Landes de facto 
anerkennt. Aus Sicht des von schwe-
ren Finanznöten gebeutelten Kiew 
ist es auch nachvollziehbar. Dass 
es für die im Donbass verbliebene 
Bevölkerung eine humanitäre Kata-
strophe heraufbeschwört, ist Kiew 
egal. Denn die Menschen in Donezk 
und Lugansk haben Kiew die Ge-
folgschaft aufgekündigt. Einmal im 

Frühjahr, als sie sich am Sturm auf 
die Rathäuser und Polizeiwachen 
beteiligten und eine Föderalisierung 
des Landes forderten; dann im Mai, 
als sie bei den international nicht 
anerkannten Referenden für die Un-
abhängigkeit der »Volksrepubliken« 
Donezk und Lugansk stimmten, und 
Anfang dieses Monats ein drittes 
Mal, als sie sich zahlreich an den 
vom Westen für illegitim erklärten 
Wahlen in diesen Republiken betei-
ligten. Sie haben Kiew das Signal 
gesendet, dass sie Bomben, Kano-
nen und Raketenwerfer nicht für die 
Form politischer Kommunikation 
halten, die sie sich zwischen einer 
Regierung und »ihrer« Bevölkerung 
wünschen.

Was jetzt aus der Region wird, 
ist offen, aber in keinem Fall er-
freulich. Das Donbass hat dadurch, 
dass es sich 1991 im Bestand der 
Ukraine von der Sowjetunion 
losgesagt hat, 20 Jahre lang einen 
notwendigen Strukturwandel vor 
sich hergeschoben. Der Bergbau der 
Region ist nicht wettbewerbsfähig, 
weil die Kohle zwar gut, aber ihre 
Förderung teuer ist. Die Region 
ist seit Jahrzehnten auf Verschleiß 
gefahren worden. Poroschenkos 
Entscheidung ist der Versuch, den 
Sanierungsfall Donbass in Russland 
abzuladen. Dass dabei die erar-
beiteten Rechte der Bevölkerung 
gegenüber Kiew vor die Hunde 
gehen, nimmt er billigend in Kauf. 
Schließlich hatte schon im April ein 
ukrainischer »Experte« ausgerech-
net und im Fernsehen verkündet, 
dass mindestens 1,5 Millionen 
Donbass-Bewohner überflüssig 
seien und »verschwinden« müssten. 
Poroschenko arbeitet daran.

Wirtschaftskrieg
n Kiew dreht dem Donbass Geldhahn ab

Bodo Ramelow
n Therapeut des Tages

Ganze 24 Jahre CDU-Regie-
rung können einen schon 
wahnsinnig machen. Zu 

beobachten ist das momentan an ei-
nem, der sich anschickt, sie zu been-
den. Bodo Ramelow, ausgewiesener 
Nicht-DDR-Bürger, geistert mit sei-
nen Bewertungen der früheren Nach-
barrepublik durch den medialen Blät-
terwald: »Auf gut Deutsch gesagt: 
Jedes kleine oder größere Arschloch 
im DDR-Apparat konnte in das Le-
ben der anderen eingreifen.« Gar 
»entsetzlich« sei das gewesen. Die 
Vorstellung übertrifft ja nicht selten 
die Wirklichkeit, jede von Staatsfunk-
tionären zugewiesene Wohnung wird 
so zum Grauen par excellence.

Doch soll nicht Bodos Psyche, 
sondern Thüringens Massenpsychose 
im Vordergrund stehen. Das vertrau-
te Staatsmann Ramelow dem Spiegel 
an: »Dass mit meiner Kandidatur bei 

manchen Opfern eine Retraumatisie-
rung eingesetzt hat, nehme ich sehr 
ernst.« Tatsächlich bewiesen am 9. 
November eine Masse von (CDU-, 
AfD- und NPD-)Menschen mit ei-
nem »Lichtermeer« gegen links, dass 
ihr demokratischer Genesungspro-
zess ernsthaft gefährdet, wenn nicht 
gar um Jahrzehnte zurückgeworfen 
wird. Da ist Stabilität wichtig. So 
verspricht Ramelow eine nicht enden 
wollende Auseinandersetzung seiner 
Partei mit der DDR. Das habe man 
»zeitweise schleifen lassen«.

Neben der Aufarbeitung in Perma-
nenz ist für Kontinuität auch durch 
das Fortbestehen des Staats- und 
NPD-tragenden Verfassungsschut-
zes gesorgt. Sogar auf die liebge-
wonnenen V-Leute wird man nicht 
gänzlich verzichten müssen, nur 
weniger sollen es künftig sein. Für 
»Ausnahmefälle« eben. Den 4.000 
Demonstrierenden vom 9. Novem-
ber – immerhin fast 0,2 Prozent der 
Wohnbevölkerung des Freistaats – 
dürfte das ein Trost sein.

»Mich stört der Seelsorger 
Gauck«, meint der Therapeut Rame-
low. Dass jedoch das politische Per-
sonal dieses Landes in unterschiedli-
chen Graden der Irrsinnsbewältigung 
gemessen werden muss, ist zum 
Verrücktwerden. (jos)

Reinhard Lauterbach

Daniel Gaittet ist Vorstandsmitglied 
des »Freien Zusammenschlusses von 

StudentInnenschaften« (fzs), dem 
bundesweiten Dachverband von Stu-

dierendenvertretungen

Studierendenvertretungen gehen Änderungen beim BAföG nicht 
weit genug. Gespräch mit Daniel Gaittet
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n Erklärung des Bundessprecherra-
tes der Linksparteiströmung »Sozia-
listische Linke«:
Der Bundessprecherrat der Sozialisti-
schen Linken ruft alle Genossinnen 
und Genossen auf, die öffentliche und 
schädliche Auseinandersetzung um die 
inakzeptablen Vorfälle am 10. Novem-
ber vor Gregors Büro im Jakob-Kaiser-
Haus zu beenden. Die Genossinnen 
Groth, Hänsel und Höger haben sich 
bei Gregor persönlich und der Frakti-
on entschuldigt und diese am 11. No-
vember öffentlich gemacht. Die Ent-
schuldigung wurde angenommen und 
bekräftigt mit einem fast einstimmig 
gefassten Fraktionsbeschluss, den wir 
unterstützen. Damit sollte diese Dis-
kussion beendet sein. (…) Denunzia-
tionen, Unterstellungen und Rücktritts-
forderungen an gewählte Genossinnen 
gehören nicht zu den Formen, wie wir 
in der Linken miteinander umgehen.

 
n »In unserem Namen soll Unrecht 
immer beim Namen genannt werden 
können« – Beschluss des Länder-
rats der Antikapitalistischen Linken 
(AKL):
Der AKL-Länderrat erklärt seine Soli-
darität mit Inge Höger, Annette Groth, 
Claudia Haydt und Heike Hänsel an-

gesichts der gegen sie gerichteten Er-
klärung »Nicht in unserem Namen«, 
die von dem Bundesgeschäftsführer 
Matthias Höhn und anderen Funktio-
närinnen und Funktionären der Partei 
Die Linke unterzeichnet wurde.

Hier wird ein bedauernswerter Zwi-
schenfall aufgebauscht, verallgemei-
nert und instrumentalisiert. Das hat 
eine schädliche Wirkung auf die inner-
parteiliche Diskussionskultur. Keine 
der Äußerungen der beiden jüdischen 
Journalisten in dem Fachgespräch im 
Bundestag haben einen antisemiti-
schen Charakter. Unabhängig davon, 
was man von einzelnen Äußerungen 
hält, können unsere Genossinnen dafür 
nicht verantwortlich gemacht werden 
(wir machen Stefan Liebich auch nicht 
für die Aussagen anderer Mitglieder 
der Atlantik-Brücke verantwortlich).

Inge, Annette, Heike und Claudia 
wird vorgeworfen, dass ihre Kritik an 
der Politik der israelischen Regierung 
einer »Schürung obsessiven Hasses auf 
und Dämonisierung von Israel« gleich-
kommt, welche »antisemitische Argu-
mentationsmuster und eine Relativie-
rung des Holocausts und der deutschen 
Verantwortung für die millionenfache 
Vernichtung der europäischen Jüdin-
nen und Juden befördern«. Wir wehren 

uns ausdrücklich gegen den Versuch, 
Kritik an der Politik der israelischen 
Regierung mit Antisemitismus gleich-
zusetzen und Kritiker zu diffamieren 
und auszugrenzen. (…)

Die in dem Aufruf »Nicht in unse-
rem Namen« deutlich enthaltene For-
derung, dass unsere Genossinnen ihre 
Mandate niederlegen sollen, weisen 
wir entschieden zurück. Diejenigen, 
die solche Forderungen aufstellen, 
sollten sich der Tragweite ihrer Aussa-
ge bewusst sein: Es gibt in den Kreis- 
und Landesverbänden, in allen Vor-
ständen bis zum geschäftsführenden 
Parteivorstand sehr viele Genossinnen 
und Genossen, die die grundlegende 
Haltung von Inge, Heike, Annette und 
Claudia zur Israel-Palästina-Frage tei-
len. All diesen Genossen das Recht 
abzusprechen, die Partei zu vertreten, 
kommt einem Aufruf zur Ausgrenzung 
gleich. Wir fordern den Parteivorstand 
auf, sich eindeutig gegen solche Aus-
grenzungsversuche zu positionieren.

Die Linke ist angetreten, die Inter-
essen der abhängig Beschäftigten und 
Benachteiligten zu vertreten und kon-
sequent gegen Krieg und Unterdrük-
kung zu kämpfen. Dafür ist es notwen-
dig, Unrecht immer beim Namen zu 
nennen.

n Abgeschrieben

Am Donnerstag hat der 
Bundestag das Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz  

(BAföG)geändert. Die Bundes-
regierung feiert dies als großen 
Erfolg auf dem Weg zu mehr Bil-
dungsgerechtigkeit. Warum sind 
Sie weniger begeistert?

Klar, mit dem Reförmchen ist es besser 
als ohne. Aber es ist nur ein Pflaster 
auf der Wunde, die die Politik in den 
vergangenen Jahren aufgerissen hat. Mit 
der Lebensrealität der Studierenden hat 
das nichts zu tun. Ein Beispiel: Nach 
dem neuen Gesetz soll die Wohnpau-
schale auf 250 Euro erhöht werden. 
Nach Erhebungen des Deutschen Stu-
dierendenwerks ist aber bekannt, dass 
Studierende durchschnittlich 298 Euro 
Miete monatlich zahlen. Auch die als 
Errungenschaft gefeierte Anhebung der 
Bedarfssätze um sieben Prozent wird 
durch gestiegene Lebenshaltungskosten 
aufgefressen. Der BAföG-Höchstsatz 
wird nur von 670 Euro auf 735 Euro 
angehoben. All dies soll außerdem erst 
2016 umgesetzt werden. Bis dahin ist 
die vermeintliche Erhöhung de facto 
eine Kürzung.

Wie können Studierende derzeit 
mit dem BAföG über die Runden 
kommen?

Die meisten Studierenden müssen ne-
benher jobben und können sich dem-
zufolge weniger auf ihr Studium kon-
zentrieren. Ob Studierende mit der 
Mietzahlung auskommen, hängt damit 
zusammen, wo sie wohnen. In Mün-
chen sind die Wohnkosten beispielswei-
se höher als in Frankfurt an der Oder. 
Deshalb sollte darüber nachgedacht 
werden, die Höhe der Mietpauschale an 
den Wohnort zu koppeln. Solche Über-
legungen sind leider bei den politischen 
Entscheidungen außen vor geblieben.

Hatten studentische Organisati-
onen überhaupt ein Mitsprache-
recht vor der Verabschiedung des 
Gesetzes?

Der Gesetzentwurf kam überraschend; 
im Vorfeld wurden wir nicht einbezo-
gen. Nach der ersten Lesung durften 
wir uns im zuständigen Ausschuss im 
Bundestag äußern. Dort haben wir Vor-
schläge gemacht, die keine großen Ko-
sten verursacht hätten, aber trotzdem für 
Studierende eine Verbesserung darstel-
len, zum Beispiel die Abschaffung sämt-
licher Leistungsnachweise. Durch einen 
erheblichen bürokratischen Aufwand 
verursacht dies sogar Kosten. Doch da-
mit konnten wir uns nicht durchsetzen.

Worum geht es dabei?
Um die Förderung zu erhalten, muss ein 
gewisser Studienfortschritt nachgewie-
sen werden. Wenn das nicht passiert, 
können Studierende ihren Anspruch auf 
Förderung verlieren. Gerade jene, die 
nebenher arbeiten müssen, sind somit 
gefährdet. Der Verlust der Förderung ist 
für viele ein großes Problem und oft mit 
Existenzangst verbunden.

Hatten sich die Studierenden im 
Vorfeld genügend für ihre eigenen 

Interessen eingesetzt?
Der fzs hatte sich stark gemacht, eben-
so wie gewerkschaftliche Gruppen. Die 
große Koalition hat sich aber zwei Ziele 
gesetzt: Eine schwarze Null im Haushalt 
und keine Steuererhöhungen. Die Re-
form des BAföG durfte also kaum etwas 
kosten. Warum jedoch selbst jene Vor-
schläge zu Verbesserungsmöglichkeiten 
abgeschmettert wurden, die nichts oder 
wenig kosten, ist mir ein Rätsel.

Für Sie ist das Thema noch nicht 
vom Tisch?

Wir wollen uns in den nächsten Jahren 
Gedanken machen, was geändert werden 
muss. Vorrangig ist unsere Forderung, 
BAföG altersunabhängig zu zahlen. 
Selbst konservative Parteien schreiben 
sich inzwischen das Ziel des lebenslan-
gen Lernens auf die Fahne. Wenn sie 
dies fördern wollen, müssen sie aber 
auch die Bedingungen dafür schaffen. 
Außerdem muss das BAföG unabhängig 
von der Herkunft ausgezahlt werden. Es 
darf für Menschen, die keine deutsche 
Staatsangehörigkeit haben, keine Son-
dergesetze geben.

Des weiteren fordern wir, dass das 
BAföG unabhängig vom Einkommen 
der Eltern wird. Diese knüpfen an ih-
re Unterstützung oft Bedingungen nach 
dem Motto: »Du sollst nicht Theater-
wissenschaft studieren, sondern lieber 
Betriebswirtschaftslehre.« Menschen 
sollten ihren Lebensweg unabhängig 
planen können. Und es ist als Vollzu-
schuss auszuzahlen – nicht wie derzeit 
zur Hälfte als Darlehen. Denn Angst vor 
Verschuldung ist eines der wichtigsten 
Kriterien, warum sich Menschen gegen 
ein Studium entscheiden. Als die Stu-
dienförderung 1971 unter der Regierung 
Willy Brandts eingeführt wurde, war sie 
als Vollzuschuss konzipiert.

 Interview: Gitta Düperthal

»Studierende, die arbeiten 
müssen, sind gefährdet«

Die ukrainische Regierung 
zieht Konsequenzen dar-
aus, dass ihre Armee das 

Donbass nicht zurückerobern konn-
te und dazu wohl bis auf weiteres 
auch nicht imstande sein wird. Jetzt 
dreht sie der aufständischen Regi-
on den Geldhahn ab. Am Samstag 
hat Präsident Petro Poroschenko 
angeordnet, innerhalb einer Woche 
sämtliche staatlichen Institutionen 
in den Aufstandsgebieten zu schlie-
ßen. Das betrifft die in Donezk und 
Lugansk sitzenden Gerichte ebenso 
wie die Schulen, die angesehene 
Technische Hochschule, Brotfa-
briken und Krankenhäuser. Auch 
haben die ukrainischen Banken auf 
Anordnung aus Kiew aufgehört, die 
Konten ihrer Kunden im Donbass 
zu führen. Etwa eine Million Rent-
ner sollen nun innerhalb von 20 Ta-
gen im Kiewer Machtbereich neue 
Konten anlegen, wenn sie weiter 
ihre bescheidenen Pensionen bezie-
hen wollen. Das ist völlig unreali-
stisch und soll es auch sein. Denn 
gegenüber der Donbass-Bevölke-
rung hat Kiew die alte Parole der 
Nationalisten aus den frühen 1990er 
Jahren reaktiviert: »Koffer-Bahnhof-
Russland«, oder für den deutschen 
Sprachgebrauch verständlicher: 
»Geht doch nach drüben.«

Das ist politisch konsequent, weil 
es die Teilung des Landes de facto 
anerkennt. Aus Sicht des von schwe-
ren Finanznöten gebeutelten Kiew 
ist es auch nachvollziehbar. Dass 
es für die im Donbass verbliebene 
Bevölkerung eine humanitäre Kata-
strophe heraufbeschwört, ist Kiew 
egal. Denn die Menschen in Donezk 
und Lugansk haben Kiew die Ge-
folgschaft aufgekündigt. Einmal im 

Frühjahr, als sie sich am Sturm auf 
die Rathäuser und Polizeiwachen 
beteiligten und eine Föderalisierung 
des Landes forderten; dann im Mai, 
als sie bei den international nicht 
anerkannten Referenden für die Un-
abhängigkeit der »Volksrepubliken« 
Donezk und Lugansk stimmten, und 
Anfang dieses Monats ein drittes 
Mal, als sie sich zahlreich an den 
vom Westen für illegitim erklärten 
Wahlen in diesen Republiken betei-
ligten. Sie haben Kiew das Signal 
gesendet, dass sie Bomben, Kano-
nen und Raketenwerfer nicht für die 
Form politischer Kommunikation 
halten, die sie sich zwischen einer 
Regierung und »ihrer« Bevölkerung 
wünschen.

Was jetzt aus der Region wird, 
ist offen, aber in keinem Fall er-
freulich. Das Donbass hat dadurch, 
dass es sich 1991 im Bestand der 
Ukraine von der Sowjetunion 
losgesagt hat, 20 Jahre lang einen 
notwendigen Strukturwandel vor 
sich hergeschoben. Der Bergbau der 
Region ist nicht wettbewerbsfähig, 
weil die Kohle zwar gut, aber ihre 
Förderung teuer ist. Die Region 
ist seit Jahrzehnten auf Verschleiß 
gefahren worden. Poroschenkos 
Entscheidung ist der Versuch, den 
Sanierungsfall Donbass in Russland 
abzuladen. Dass dabei die erar-
beiteten Rechte der Bevölkerung 
gegenüber Kiew vor die Hunde 
gehen, nimmt er billigend in Kauf. 
Schließlich hatte schon im April ein 
ukrainischer »Experte« ausgerech-
net und im Fernsehen verkündet, 
dass mindestens 1,5 Millionen 
Donbass-Bewohner überflüssig 
seien und »verschwinden« müssten. 
Poroschenko arbeitet daran.

Wirtschaftskrieg
n Kiew dreht dem Donbass Geldhahn ab

Bodo Ramelow
n Therapeut des Tages

Ganze 24 Jahre CDU-Regie-
rung können einen schon 
wahnsinnig machen. Zu 

beobachten ist das momentan an ei-
nem, der sich anschickt, sie zu been-
den. Bodo Ramelow, ausgewiesener 
Nicht-DDR-Bürger, geistert mit sei-
nen Bewertungen der früheren Nach-
barrepublik durch den medialen Blät-
terwald: »Auf gut Deutsch gesagt: 
Jedes kleine oder größere Arschloch 
im DDR-Apparat konnte in das Le-
ben der anderen eingreifen.« Gar 
»entsetzlich« sei das gewesen. Die 
Vorstellung übertrifft ja nicht selten 
die Wirklichkeit, jede von Staatsfunk-
tionären zugewiesene Wohnung wird 
so zum Grauen par excellence.

Doch soll nicht Bodos Psyche, 
sondern Thüringens Massenpsychose 
im Vordergrund stehen. Das vertrau-
te Staatsmann Ramelow dem Spiegel 
an: »Dass mit meiner Kandidatur bei 

manchen Opfern eine Retraumatisie-
rung eingesetzt hat, nehme ich sehr 
ernst.« Tatsächlich bewiesen am 9. 
November eine Masse von (CDU-, 
AfD- und NPD-)Menschen mit ei-
nem »Lichtermeer« gegen links, dass 
ihr demokratischer Genesungspro-
zess ernsthaft gefährdet, wenn nicht 
gar um Jahrzehnte zurückgeworfen 
wird. Da ist Stabilität wichtig. So 
verspricht Ramelow eine nicht enden 
wollende Auseinandersetzung seiner 
Partei mit der DDR. Das habe man 
»zeitweise schleifen lassen«.

Neben der Aufarbeitung in Perma-
nenz ist für Kontinuität auch durch 
das Fortbestehen des Staats- und 
NPD-tragenden Verfassungsschut-
zes gesorgt. Sogar auf die liebge-
wonnenen V-Leute wird man nicht 
gänzlich verzichten müssen, nur 
weniger sollen es künftig sein. Für 
»Ausnahmefälle« eben. Den 4.000 
Demonstrierenden vom 9. Novem-
ber – immerhin fast 0,2 Prozent der 
Wohnbevölkerung des Freistaats – 
dürfte das ein Trost sein.

»Mich stört der Seelsorger 
Gauck«, meint der Therapeut Rame-
low. Dass jedoch das politische Per-
sonal dieses Landes in unterschiedli-
chen Graden der Irrsinnsbewältigung 
gemessen werden muss, ist zum 
Verrücktwerden. (jos)

Reinhard Lauterbach

Daniel Gaittet ist Vorstandsmitglied 
des »Freien Zusammenschlusses von 

StudentInnenschaften« (fzs), dem 
bundesweiten Dachverband von Stu-

dierendenvertretungen

Studierendenvertretungen gehen Änderungen beim BAföG nicht 
weit genug. Gespräch mit Daniel Gaittet
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